
 
 

    
 

          

        

        

           

         

        

 

            

    

 

            

  

            

           

          

 

           

    

 

         

       

 

       

 

          

           

             

         

   

        

  

Neue Vorschriften im Mutterschutz 

Moderne Anforderungen am Arbeitsmarkt und in der Ausbildung machten eine 

Novellierung des Mutterschutzgesetzes vom 24.01.1952 erforderlich, um einen 

zeitgemäßen Mutterschutz zu gewährleisten. Sowohl der Gesundheitsschutz der 

schwangeren oder stillenden Frau und ihres (ungeborenen) Kindes soll im Rahmen 

des Mutterschutzes ausreichend Berücksichtigung finden, aber auch die Fortführung 

der Erwerbstätigkeit bzw. der Ausbildung soll gefördert werden. 

Der Bundesrat hat am 12.05.2017 in zweiter Lesung dem Gesetz zur Neuregelung 

des Mutterschutzrechts zugestimmt. 

Erste Änderungen traten bereits am Tag nach der Verkündung, dem 30.05.2017, in 

Kraft: 

Die Schutzfrist nach der Geburt eines Kindes mit Behinderung verlängerte sich von 

acht auf zwölf Wochen. Die Behinderung ist ärztlich festzustellen und eine 

Verlängerung der Schutzfrist ist von der Mutter zu beantragen. 

Zudem wurde ein Kündigungsschutz für Frauen bei einer Fehlgeburt nach der 

zwölften Schwangerschaftswoche eingeführt. 

Darüber hinaus erfolgten Anpassungen an EU-rechtliche Vorgaben, insbesondere an 

die Einstufung und Kennzeichnung von Gefahrstoffen. 

Umfassende Änderungen im Mutterschutzrecht folgen zum 01.01.2018: 

• Die Anwendung des Mutterschutzgesetzes wird auf alle schwangeren Frauen 

ausgeweitet, um das gleiche Schutzniveau für Mutter und Kind zu erreichen, 

egal welche Tätigkeit ausgeführt wird. Das heißt: Es gilt nicht länger nur für 

Frauen am Arbeitsplatz, sondern auch für Schülerinnen, Frauen am 

Ausbildungs- und Studienplatz. 

• Auch arbeitnehmerähnliche Personen werden in den Anwendungsbereich 

klarstellend einbezogen. 



           

   

           

       

         

 

           

          

          

        

            

 

            

         

          

         

       

     

          

    

          

       

          

          

    

         

  

          

         

          

   

       

         

   

• Die Regelungen zum Verbot der Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit werden 

branchenunabhängig gefasst. 

• Die Regelungen zum Verbot der Mehrarbeit werden um eine besondere 

Regelung bei Teilzeitbeschäftigung ergänzt. Die vertraglich vereinbarte 

wöchentliche Arbeitszeit im Durchschnitt des Monats darf nicht überschritten 

werden. 

• Für die Beschäftigung einer schwangeren oder stillenden Frau zwischen 

20 Uhr und 22 Uhr wird ein neues behördliches Genehmigungsverfahren 

eingeführt. Der Antrag des Arbeitgebers ist in Schleswig-Holstein an die 

Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zu übersenden. 

Während die Behörde den Antrag prüft, kann der Arbeitgeber die Frau weiter 

beschäftigen. 

• Bereits im Rahmen der Beurteilung der Arbeitsbedingungen nach § 5 des 

Arbeitsschutzgesetzes hat der Arbeitgeber für jede Tätigkeit auch mögliche 

Gefährdungen für eine schwangere oder stillende Frau oder ihr Kind 

vorsorglich zu berücksichtigen. Der Arbeitgeber soll dann unmittelbar nach 

Mitteilung einer Schwangerschaft oder Stillzeit die erforderlichen 

Schutzmaßnahmen entsprechend der Gefährdungsbeurteilung des 

Arbeitsplatzes festlegen und der Frau zusätzlich ein Gespräch über weitere 

Anpassungen ihrer Arbeitsbedingungen anbieten. 

• Der Begriff der „unverantwortbaren Gefährdung“ wird neu in das 

Mutterschutzrecht eingeführt. Er umschreibt eine Gefährdungsschwelle, ab 

wann eine bestimmte Tätigkeit nicht mehr mutterschutzgerecht ist. Kataloge in 

den §§ 11 und 12 des Mutterschutzgesetzes beschreiben (nicht abschließend) 

das Vorliegen unverantwortbarer Gefährdungen. 

• Ein Verbotsvorbehalt für getaktete Arbeit mit vorgeschriebenem Arbeitstempo 

wird eingeführt. 

• Der neu einzurichtende Ausschuss für Mutterschutz (Berufung Anfang 2018) 

wird Empfehlungen erarbeiten, die bei der praxisgerechten Umsetzung des 

Mutterschutzes helfen sollen. In ihm sind öffentliche und private Arbeitgeber, 

Ausbildungsstellen, Gewerkschaften, Studierendenvertretungen, 

Landesbehörden und Wissenschaftler vertreten. Die Geschäftsstelle des 

Ausschusses für Mutterschutz wird beim Bundesamt für Familie und 

zivilgesellschaftliche Aufgaben eingerichtet. 



        

        

       

        

      

 

          

       

      

          

          

           

     

 

        

        

       

 
 

   
 
 

  
  

  
      

  
 
 

      
  

    
      

  
 
 

      
  

     
      

  
 
 

      
  

      
      
  

• Frauen, die eine private Krankentagegeldversicherung abgeschlossen haben, 

werden während der Schutzfristen nach dem Mutterschutzgesetz finanziell 

besser abgesichert als bisher. Durch Änderungen des Versicherten-

vertragsgesetzes haben diese Frauen während der Mutterschutzfristen einen 

Anspruch auf Zahlung des vereinbarten Krankentagegeldes. 

Die Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord berät Arbeitgeber und 

Beschäftigte zum Gesundheits- und Kündigungsschutz nach dem 

Mutterschutzgesetz. Wenn eine Gefährdungsbeurteilung nach dem 

Mutterschutzgesetz nicht oder nicht richtig erstellt wird, erhebt die Staatliche 

Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord zunächst kein Bußgeld, sondern erst 

zum 01.01.2019. Damit wird ein zeitlicher Vorlauf zur Umsetzung der neuen 

Vorschriften in diesem Bereich eingeräumt. 

Zu finanziellen Leistungen beraten die zuständigen Leistungsträger beispielsweise 

die gesetzliche Krankenversicherung, das Bundesversicherungsamt in Bonn, die 

Agentur für Arbeit oder die Sozialämter. 

Ansprechpartner(innen) zum Mutterschutzgesetz: 

Sozialministerium Schleswig-Holstein 
Adolf-Westphal-Str. 4 

24143 Kiel 
Telefon: 0431 988-0; Fax: 0431 988-5416 

E-Mail: poststelle@sozmi.landsh.de 

Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord 
Standort Kiel 

Seekoppelweg 5a, 24113 Kiel 
Telefon: 0431 6407-0; Fax: 0431 6407-250 

E-Mail: poststelle-ki@arbeitsschutz.uk-nord.de 

Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord 
Standort Itzehoe 

Oelixdorfer Straße 2, 25524 Itzehoe 
Telefon: 04821 660; Fax: 04821 662807 

E-Mail: poststelle-iz@arbeitsschutz.uk-nord.de 

Staatliche Arbeitsschutzbehörde bei der Unfallkasse Nord 
Standort Lübeck 

Bei der Lohmühle 62, 23554 Lübeck 
Telefon: 0451 317501-0; Fax: 0451 317501-210 
E-Mail: poststelle-hl@arbeitsschutz.uk-nord.de 
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